
Vorsteuerabzug: Frist für Zuordnungsentscheidung steht auf dem Prüfstand 
 
| Der Vorsteuerabzug bei nicht nur unternehmerisch genutzten Gegenständen  
(z. B. Fotovoltaikanlagen) erfordert eine zeitnahe Zuordnung zum Unternehmensvermögen. 
Wurde die Zuordnung bei der Umsatzsteuer-Voranmeldung nicht dokumentiert, ist sie spätestens 
bis zur gesetzlichen Abgabefrist für Steuererklärungen (31.7. des Folgejahrs) gegenüber dem 
Finanzamt zu erklären. Fristverlängerungen für die Abgabe der Steuererklärungen verlängern die 
Dokumentationsfrist nicht. An dieser Ausschlussfrist hat der Bundesfinanzhof nun aber Zweifel 
geäußert. | 
 

Sachverhalt 

Ein Steuerpflichtiger, der einen Gerüstbaubetrieb unterhält, errichtete ein Einfamilienhaus mit 
einer Gesamtnutzfläche von ca. 150 qm, wovon auf ein Zimmer („Arbeiten“) ca. 17 qm entfielen 
(Fertigstellung 2015). Erst in der am 28.9.2016 beim Finanzamt eingegangenen Umsatzsteuer-
Jahreserklärung für 2015 (nicht aber in den zuvor eingereichten Umsatzsteuer-Voranmeldungen) 
machte der Steuerpflichtige für die Errichtung des Arbeitszimmers anteilig Vorsteuern geltend. 
Das Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug wegen der nicht rechtzeitig erfolgten Zuordnung 
des Zimmers zum Unternehmensvermögen. 

 
Nach den vom Bundesfinanzhof entwickelten Kriterien zur Zuordnungsentscheidung wäre die 
Sichtweise der Finanzverwaltung zutreffend. 
 
Der Bundesfinanzhof hat aber nun Zweifel geäußert, ob diese Sichtweise mit dem Unionsrecht 
in Einklang steht und hat dem Europäischen Gerichtshof im Kern zwei Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 
 

 Darf ein Mitgliedstaat eine Ausschlussfrist für die Zuordnung zum 
Unternehmensvermögen vorsehen? 

 

 Welche Rechtsfolgen hat eine nicht (rechtzeitig) getroffene Zuordnungsentscheidung? 
 
Hoffnung, dass der Europäische Gerichtshof die restriktive deutsche Sichtweise ablehnt, macht 
ein Urteil aus 2018, in dem es um einen Fall aus Polen ging. Insbesondere folgende Passage ist 
von Bedeutung:  
 
„Auch wenn eine eindeutige und ausdrückliche Bekundung der Absicht, den Gegenstand bei 
seinem Erwerb einer wirtschaftlichen Verwendung zuzuordnen, ausreichend sein kann, um den 
Schluss zu ziehen, dass der Gegenstand von dem als solchem handelnden Steuerpflichtigen 
erworben wurde, schließt doch das Fehlen einer solchen Erklärung nicht aus, dass diese 
Absicht implizit zum Ausdruck kommen kann.“ 
 
Beachten Sie | In einem weiteren Verfahren, das den Erwerb einer Fotovoltaikanlage durch 
einen Privatmann betrifft, hat der Bundesfinanzhof ebenfalls den Europäischen Gerichtshof 
angerufen. 
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